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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 66 Ausgegeben Danzig, den 3. November 1937 

Tag Inhalt: Seite 
J Se ˙ʃr i: 7˙—. . Ä—ͤ» 
179 Bekanntmachung 


der neuen Faſſung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe. 
Vom 23. Oktober 1937. 


Auf Grund des Art. III der Abänderungs-Verordnung vom 8. September 1937 (G. Bl. S. 495) 
wird die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 
1933 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) unter Berückſichtigung 
der Abänderungen und Ergänzungen durch die Verordnungen vom: 

18. September 1934 (G. Bl. S. 703), 19. September 1934 (G. Bl. S. 707/16), 23. Ok⸗ 
tober 1934 (G. Bl. S. 731), 26. November 1934 (G. Bl. S. 770), 11. Dezember 1934 (G. Bl. 
S. 819/868), 30. März 1935 (G. Bl. S. 496), 11. April 1935 (G. Bl. S. 623), 14. Mai 
1935 (G. Bl. S. 665), 11. Juni 1935 (G. Bl. S. 709), 21. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 900), 
18. Oktober 1935 (G. Bl. S. 1061), 17. Januar 1936 (G. Bl. S. 35), 19. September 1936 
(G. Bl. S. 371), 28. Oktober 1936 (G. Bl. S. 437), 22. Juli 1937 (G. Bl. S. 471) und 
8. September 1937 (G. Bl. S. 495), 
in neuer Faſſung veröffentlicht. 


Danzig, den 23. Oktober 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
L. 179, Greiſer Rettelsky 


Verordnung 


zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 22. September 1933 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) unter Berüdjihtioung der Abänderungen und 
Ergänzungen durch die Verordnungen vom: 


18. September 1934 (G. Bl. S. 703), 19. September 1934 (G. Bl. S. 707/16), 23. Ol 
tober 1934 (G. Bl. S. 731), 26. November 1934 (G. Bl. S. 770), 11. Dezember 1934 (G. Bl. 
S. 819/868), 30. März 1935 (G. Bl. S. 496), 11. April 1935 (G. Bl. S. 623), 14. Mai 
1935 (G. Bl. S. 665), 11. Juni 1935 (G. Bl. S. 709), 21. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 900), 
18. Oktober 1935 (G. Bl. S. 1061), 17. Januar 1936 (G. Bl. S. 35), 19. September 1936 
(G. Bl. S. 371), 28. Oktober 1936 (G. Bl. S. 437), 22. Juli 1937 (G. Bl. S. 471) und 
8. September 1937 (G. Bl. S. 495), 


neugefaßt am 23. Oktober 1937. 


Auf Grund des $ 1 Stelle 61 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Die Erhaltung eines wirtſchaftlich geſunden Bauernſtandes bildet die grundlegende Vorausſetzung 
für das Wohl des Geſamtvolkes auch in den kommenden Geſchlechtern. Ihr dient die dauernde An⸗ 
paſſung der bäuerlichen Verſchuldung an die Ertragsfähigkeit des ländlichen Grundbeſitzes. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 11. 1937.) 
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I 
Entſchuldung 
8 1 

Der Eigentümer eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtücks kann 
bei dem Amtsgericht Danzig bis zum 15. November 1933 die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens 
beantragen; das Amtsgericht kann auch ſolche Anträge zulaſſen, die zwar nach dem 15. November 
1933, jedoch vor dem 1. September 1934 eingehen. 

Beſitzer landwirtſchaftlicher Grundſtücke, die als Siedler von der Danziger Landſiedlung in den 
Siedlungsverfahren Rambau, Gr. Kleſchkau, Schönwarling, Johannestal, Nenkau und Liſſau, Kreis 
Danziger Höhe, angeſetzt ſind, können bis zum Ablauf eines Monats nach ihrer Eintragung als Eigen— 
tümer in das Grundbuch des Siedlungsgrundſtücks die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens be- 
antragen. 

Das Entſchuldungsverfahren erſtreckt ſich in den Fällen des Abſ. 2 auf alle bei Einleitung des 
Entſchuldungsverfahrens eingetragenen Rechte. 

8 2 

Der Antrag muß enthalten eine Angabe über die Art des Betriebes, die Größe der zu ihm ge— 
hörigen Grundſtücke und ihre Nutzungsart ſowie über die Höhe des Grundvermögensſteuerwertes, ſo— 
weit dieſer bereits bekanntgegeben iſt. 

Dem Antrage ſind beizufügen: 

1. ein Verzeichnis aller Gläubiger und Schuldner unter Angabe der einzelnen Forderungen 
und Schulden, ihrer Zinshöhe und Fälligkeit, des Schuldgrundes, des Zeitpunktes ihrer Ent⸗ 
ſtehung ſowie der für ſie beſtehenden Sicherheiten (Pfandrechte, Sicherungsübereignungen, 
Eigentumsvorbehalte uſw.), 

2. ein Verzeichnis aller übrigen Vermögensgegenſtände, ſoweit es ſich nicht um das übliche 
landwirtſchaftliche Inventar oder Hausrat handelt, 

3. eine Erklärung des Schuldners darüber, ob innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des 
Antrages zwiſchen ihm und ſeinem Ehegatten vor und während der Ehe, ſeinen oder ſeines 
Ehegatten Verwandten auf- und abſteigender Linie, feinen oder feines Ehegatten voll- und 
halbbürtigen Geſchwiſtern oder den Ehegatten einer dieſer Perſonen eine Vermögensausein— 
anderſetzung ſtattgefunden hat, ſowie darüber, ob und welche Verfügungen über Vermögens— 
gegenſtände er innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des Antrages zugunſten einer 
dieſer Perſonen vorgenommen hat; Verfügungen, die ausſchließlich gebräuchliche Gelegen— 
heitsgeſchenke zum Gegenſtande hatten, bleiben außer Betracht. 

Das Amtsgericht kann dem Eigentümer, ſofern die vorbezeichneten Unterlagen dem Antrage 
nicht vollſtändig beigefügt worden ſind, zur Nachreichung eine angemeſſene Friſt unter der Androhung 
der Zurückweiſung des Antrages beſtimmen. 

8 3 ee 

Das Amtsgericht hat öffentlich bekannt zu machen, daß der Antrag auf Entſchuldung des Grund— 
ſtücks geſtellt worden iſt. Es hat das Grundbuchamt um die Eintragung eines Vermerks über die 
Stellung des Antrages zu erſuchen. Die öffentliche Bekanntmachung ſowie der in das Grundbuch ein— 
zutragende Vermerk haben den Zeitpunkt der Stellung des Antrages zu enthalten. 

Die öffentliche Bekanntmachung und das Eintragungserſuchen unterbleiben, ſofern der Antrag 
alsbald abgelehnt wird. 

8 4 

Von Stellung des Antrages an ſind für die Dauer des Verfahrens unzuläſſig: 

1. die rechtsgeſchäftliche oder zwangsweiſe Belaſtung der zum Betriebe gehörenden Grundſtücke, 
„es ſei denn, daß der Entſchuldungsausſchuß die Belaſtung genehmigt.“ 

1.a) Klagen auf Leiſtung aus Anſprüchen im Sinne der SS 13 bis 24, mit Ausnahme der im 

§ 23 Abſ. 1 Satz 2 und 3 bezeichneten Forderungen, 

2. die Stellung von Anträgen auf Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsober— 
waltung ſowie die weitere Durchführung anhängiger Zwangsverſteigerungen, 

3. die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen in beweglichen Sachen, die zum Betriebe 
oder einem mit ihm verbundenen Nebenbetriebe oder zum Hausrat des Betriebsinhabers 
gehören, ſowie in Forderungen, Barmittel oder Guthaben, die dem Grundſtückseigentümer 
aus der Veräußerung der im Betriebe gewonnenen Erzeugniſſe zuſtehen, 

4. die Zwangsvollſtreckung wegen eines Anſpruches auf Herausgabe der dem Betriebe dienen— 
den beweglichen Sachen. 
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Von Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an kann von dem Grundſtückseigen— 
tümer die Ableiſtung des Offenbarungseides nicht verlangt werden. 

Von Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an kann ein Bürge oder Mitſchuldner 
die Befriedigung des Gläubigers während der Dauer des Verfahrens inſoweit verweigern, als er im 
Falle der Befriedigung einen Erſatzanſpruch gegen den Grundſtückseigentümer haben würde. 

Von der Stellung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens an ruht die Verjährung und der 
Lauf der Friſten des $ 10 Abſ. 1 Stelle 2 bis 4 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes. 


8 5 
Die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens iſt abzulehnen: 

1. wenn der Eigentümer Schulden im Hinblick auf eine beabſichtigte Inanſpruchnahme des Ent— 
ſchuldungsverfahrens aufgenommen hat; daß dies der Fall ift, it im Zweifel bei Schulden an- 
zunehmen, die nach der Verkündung dieſer Verordnung aufgenommen ſind, 

2. wenn die Perſönlichkeit oder Wirtſchaftsweiſe des Eigentümers nicht die Gewähr für eine er- 
folgreiche Durchführung des Verfahrens bietet, 

3. wenn der Eigentümer innerhalb der ihm unter Androhung der Zurückweiſung ſeines Antrages 
geſetzten Friſt (§ 2 Abſ. 3) die erforderten Unterlagen nicht nachgereicht hat, 

4. wenn die Vorausſetzungen des $ 1 nicht gegeben ſind. 


8 6 
Die Einleitung des Entſchuldungsverfahrens kann abgelehnt werden, 

1. wenn das Grundſtück nach dem 1. Oktober 1930 im Wege der Zwangsverſteigerung veräußert 
worden iſt, 

2. wenn nach dem Inhalt des Antrages die mit dem Betriebe verbundenen Laſten und Ab- 
gaben hinter der Ertragsfähigkeit desſelben erheblich zurückbleiben oder der Eigentümer ſich 
aus eigenen Mitteln hinreichend entſchulden kann, 

3, wenn der Eigentümer nicht im Hauptberuf Landwirt ift oder nicht ſtändig auf dem Grund- 

ſtücke wohnt. 


8 7 
Zur Ablehnung des Antrages auf Einleitung des Entſchuldungsverfahrens (§§ 5, 6) ift die 3u- 
ſtimmung der Bauernkammer erforderlich. 
S Ta 
Stellt ſich nach Einleitung des Entſchuldungsverfahrens heraus, daß der Antragſteller nicht oder 
nicht mehr Eigentümer des zu entſchuldenden Grundſtücks iſt oder daß ein Grund vorliegt, der nach 
den §s 5 und 6 die Ablehnung der Einleitung des Verfahrens gerechtfertigt haben würde, jo kann 
der Beſchluß auf Einleitung des Verfahrens mit der Maßgabe aufgehoben werden, daß die Einleitung 
des Entſchuldungsverfahrens als nicht erfolgt gilt. 
Bis zum Erlaß des Schlußbeſcheides (§ 34) kann der Antrag auf Einleitung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens zurückgenommen werden, jedoch nach Einleitung des Verfahrens nur mit Zustimmung des 
Amtsgerichts. In dieſem Falle iſt das Verfahren aufzuheben. 


§ 8 
Das Amtsgericht hat die Ablehnung des Antrages auf Einleitung des Verfahrens öffentlich be— 
kannt zu machen. Es hat das Grundbuchamt um die Löſchung des Vermerks über die Stellung des 
Antrages zu erſuchen. Die Bekanntmachung und das Löſchungserſuchen unterbleiben, ſofern die Antrag— 
ſtellung nicht öffentlich bekannt gemacht und das Grundbuchamt nicht um Eintragung des Vermerks 
über die Antragſtellung erſucht worden war (§ 3 Abſ. 2). 


8 9 
Das Amtsgericht kann ſchon vor der Entſcheidung über den Antrag alle ihm geeignet ſcheinenden 
Ermittelungen vornehmen. Es kann insbeſondere dem Eigentümer die eidesſtattliche Verſicherung der 
Richtigkeit ſeiner Angaben aufgeben und die Steuerakten herbeiziehen. 


$ 10 
Der Beſchluß über die Einleitung des Verfahrens iſt dem Grundſtückseigentümer und den aus 
dem Grundbuch erſichtlichen Gläubigern zuzuſtellen. Er tritt mit der Zuſtellung an den Grunditüds- 
eigentümer in Kraft. 
8 11 
Das Amtsgericht fordert ſämtliche Gläubiger des Grundſtückseigentümers auf, ihre zur Zeit der 
Eröffnung des Verfahrens beſtehenden dinglichen oder perſönlichen Anſprüche an Kapital und Zinſen 
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unter Hervorhebung der vorhandenen Zinsrückſtände innerhalb der vom Gericht zu beſtimmenden Friſt 


anzumelden und die in ihren Händen befindlichen Schuldurkunden dem Gericht einzureichen. Die Auf⸗ 
forderung zur Anmeldung iſt öffentlich bekannt zu machen. 


Ss 12 

Anhängige Zwangsverſteigerungsverfahren gelten mit Einleitung des Entſchuldungsverfahrens als 
aufgehoben. Das Amtsgericht kann nach Einleitung des Entſchuldungsverfahrens die Einleitung an⸗ 
hängiger Zwangsverwaltungen anordnen. Für aufgehobene Zwangsverſteigerungsverfahren oder 
Zwangsverwaltungen werden Gerichtskoſten einſchließlich der der Staatskaſſe erwachſenen baren Mus- 
lagen, ſoweit ſie nicht durch Vorſchüſſe bereits gedeckt ſind, nicht erhoben. Die dem betreibenden Gläu 
biger durch das Verfahren erwachſenen Koſten fallen dem Schuldner zur Laſt. 

Anhängige Sicherungsverfahren gelten mit Einleitung des Verfahrens als aufgehoben. Für auf⸗ 
gehobene Sicherungsverwaltungen werden Gerichtskoſten einſchließlich der der Staatskaſſe erwachſenen 
baren Auslagen, ſoweit ſie nicht bereits gezahlt ſind, nicht erhoben. Die für die Sicherungsverwaltung 
vom 1. Oktober 1933 ab mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes zur Aufrechterhaltung des 
landwirtſchaftlichen Betriebes gewährten Darlehen, Sachlieferungen, und gewerblichen Leiſtungen, ſowie 
Darlehen, die zur Beſtreitung laufender, auf dem Grundſtück ruhender Laſten gewährt worden find, 
behalten ihren Rang, ſofern der Gläubiger die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks binnen drei Mo- 
naten nach Beendung des Entſchuldungsverfahrens beantragt. 


8 13 

Der Zinsſatz der auf den land wirtſchaftlich, forſtwirtſchaftlich, gärtneriſch oder für land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftliche Nebenbetriebe genutzten Grundſtücken des Betriebsinhabers eingetragenen Hypotheken 
einſchließlich der ihnen zu Grunde liegenden Forderungen mit Ausnahme der Sicherungshypotheken 
ermäßigt ſich, und zwar ohne Rückſicht auf ihre Fälligkeit, infolge Einleitung des Verfahrens mit Wir⸗ 
kung vom 1. Oktober 1933 für erſtwertige Hypotheken ſowie für Aufwertungshypotheken auf 4 vom 
Hundert, für andere Hypotheken (sweitwertige Hypotheken) auf 2½ vom Hundert. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 finden auf Grundſchulden entſprechende Anwendung ſofern 
dieſe als dauernde Kapitalsanlage anzuſehen ſind. Ob dies der Fall iſt, entſcheidet das Amtsgericht, 
Eigentümergrundſchulden erlöſchen, ſofern ſie nicht mit einem Pfandrecht belaſtet ſind. Auch eine mit 
einem Pfandrecht belaſtete Eigentümergrundſchuld erliſcht, ſofern ſie aus einer Tilgungshypothek durch 
planmäßige Tilgung entſtanden iſt. Beſtehen Zweifel, fo entſcheidet gleichfalls das Amtsgericht. 

Erſtwertige Hypotheken (Grundſchulden) im Sinne dieſer Verordnung ſind ſolche Hypotheken 
(Grundſchulden), die innerhalb der Grenze von 40 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerver— 
anlagung zu Grunde zu legenden Grundſtückswertes liegen. Die Feſtſtellung dieſer Wertgrenze erfolgt 
durch das Amtsgericht. Gehören dem Grundſtückseigentümer mehrere Grundſtücke mit ungleichartiger 
Belaſtung, ſo beſtimmt das Amtsgericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen, welche Hypotheken (Grund: 
ſchulden) erſtwertig im Sinne dieſer Verordnung ſind oder in welcher Höhe fie als erſtwertige Hypo- 
theken zu gelten haben. 

§ 13a 

Die Beſtimmung des $ 13 Abſ. 1 findet auf Geſamthypotheken, die auch auf einem anderen als 
dem in dem betreffenden Entſchuldungsverfahren befindlichen Grundſtück laſten, mit folgender Maßgabe 
Anwendung: 

a) Gehören ſämtliche mit der Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke dem Antragſteller des Ent- 
ſchuldungsverfahrens, ſo tritt die Zinsſenkung lediglich hinſichtlich des zu entſchuldenden Grund— 
ſtücks ein. 

b) Iſt der Antragſteller der alleinige perſönliche Schuldner, ſo erſtrecken ſich die Beſtimmungen 
des § 13 Abſ. 1 auch auf mithaftende Grundſtücke, die dem Antragſteller nicht gehören. 

c) Iſt der Antragſteller nicht der perſönliche Schuldner, ſo gilt die Beſtimmung des 8 13 
Abſ. 1 nur hinſichtlich feines Grundſtücks. 

d) Sind ſowohl der Antragſteller als auch der Eigentümer eines mithaftenden Grundſtücks per- 
ſönliche Schuldner, fo gilt $ 13 Abſ. 1 nur hinſichtlich der perſönlichen Haftung und der 
Haftung des Grundſtücks des Antragſtellers. 


§ 14 5 
Nicht als Zinſen gelten Zuſchläge, die der Schuldner wegen Verzuges oder wegen Nichtbewirkung 
von Nebenleiſtungen zu zahlen hat, auch wenn fie als Zinſen (3. B. Verzugs⸗ oder Strafzinſen) be⸗ 
zeichnet ſind. Dieſe Zuſchläge dürfen, ſofern es ſich um Berzugs- oder Strafzinſen handelt, den Satz 
von 1 vom Hundert des Kapitals nicht überſteigen. 
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§ 15 

Zinsrückſtände, die in der Zeit bis zum 31. Dezember 1932 entitanden ſind, werden dem Kapital 
hinzugerechnet. Die Hinzurechnung findet nicht ſtatt, wenn durch vor dem 1. Auguſt 1933 ausgeſtellte 
Urkunden nachgewieſen wird, daß die Zinsrückſtände einer anderen Perſon als dem Gläubiger der 
Hypothek (Grundſchuld) zuſtehen. Die Zinsrückſtände ſind in dieſem Falle gemäß § 23 zu behandeln. 

Sind für denſelben Gläubiger mehrere Hypotheken (Grundſchulden) im Range unmittelbar hinter⸗ 
einander eingetragen, ſo werden die Zinsrückſtände dem Kapital der letzten dieſer Hypotheken (Grund⸗ 
ſchulden) hinzugerechnet. 

Sind vom Gläubiger angemeldete, dem Kapital hinzuzurechnende Zinsrückſtände vom Schuldner 
beſtritten, ſo hat das Amtsgericht in dem gemäß 8 34 zu erlaſſenden Beſchluß feſtzuſtellen, daß für den 
Gläubiger in Höhe des beſtrittenen Betrages mit dem Range ſeiner Hypothek (Grundſchuld) eine Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf die angemeldeten Zinsrückſtände einzutragen iſt. Die Vor⸗ 
merkung iſt vom Grundbuchamt von Amts wegen zu löſchen, ſofern nicht der Gläubiger nach Ablauf 
von 3 Jahren ſeit Eintragung der Vormerkung eine Eintragsbewilligung des Schuldners oder einen 
rechtskräftigen Titel beim Grundbuchamt vorlegt, aus welchem ſich ergibt, daß ihm die beanſpruchten 
Zinsrückſtände zuſtehen. 

8 16 

Die infolge Einleitung des Entſchuldungsverfahrens der Zinsſenkung unterliegenden Hypotheken 
und Grundſchulden einſchließlich der den Hypotheken zu Grunde liegenden Forderungen (§ 13 Abſ. 1 
und 2 und § 13 a) und der dem Kapital hinzuzurechnenden Zinsrückſtände (§ 15) werden in Til- 
gungshypotheken (Grundſchulden) mit gleichbleibenden Jahresleiſtungen umgewandelt. In den Fällen 
des § 13 a tritt die Umwandlung nur inſoweit ein, als das betreffende Recht der Zinsſenkung des 
§ 13 Abſ. 1 unterliegt. Das gleiche gilt für Hypotheken (Grundſchulden) einſchließlich der ihnen zu 
Grunde liegenden Forderungen, die lediglich mit Rücksicht auf die Höhe des Zinsſatzes der Zinsſenkung 
nicht unterliegen. Die Tilgung erfolgt vom 1. Oktober 1936 ab in der Weiſe, daß zu den in den 
88 13, 32 beſtimmten Zinſen ein Tilgungsſatz von ½ vom Hundert tritt. Die Zinſen ſind, ſoweit ſie 
nicht zur Verzinſung der am Schluſſe jedes Kalenderjahres vorhandenen ungetilgten Reſtſchuld verbraucht 
werden, gleichfalls zur Tilgung zu verwenden. 

Die nach vorſtehenden Beſtimmungen zur Tilgung zu verwendenden Beträge dienen, ſoweit Hy- 
potheken zum Teil erſtwertig, zum Teil zweitwertig ſind, zunächſt zur Tilgung des zweitwertigen Teiles 
der Hypothek. Die letzte zur Tilgung dieſes Teiles zu verwendende Tilgungsrate ijt, ſoweit fie den Reſt 
des zweitwertigen Teiles überſteigt, zur Tilgung des erſtweitigen Teiles zu verwenden. Von dem dann 
verbleibenden Reſt iſt eine neue Jahresleiſtung unter Zugrundelegung der nach dem Entſchuldungs⸗ 
beſchluß (§ 34) für den erſtwertigen Teil feſtgeſetzten Jahresleiſtung zu errechnen. 

Im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten mehrere für denſelben Gläubiger im Grundbuche einge— 
tragene, im Range unmittelbar aufeinander folgende oder im Range gleichſtehende Hypotheken als eine 
Hypothek. 

Sind die der Zinsſenkung unterliegenden Hypotheken (= Grundſchulden) bei Stellung des An- 
trages auf Einleitung des Verfahrens bereits Tilgungshypotheken (= Grundſchulden), ſo treten zu den 
in §§ 13, 32 beſtimmten Zinſen die auf Grund Satzung oder Vereinbarung etwa geſchuldeten Ver⸗ 
waltungskoſten und Tilgungsſätze mit der Maßgabe, daß der Verwaltungskoſtenbeitrag / vom Hundert, 
der Tilgungsſatz Y vom Hundert nicht überſteigen darf und die Tilgung bis zum 30. September 1936 
ruht. 

Sind für diefe Hypotheken gleichbleibende Jahresleiſtungen vereinbart, jo erlöſchen die infolge 
planmäßiger Tilgung bis zum 30. September 1933 entſtandenen Eigentümerhypotheken. Von dem zu 
dieſem Zeitpunkt zu errechnenden Reſtkapital, das auf volle 10 Gulden aufzurunden ijt, find neue gleidh- 
bleibende Jahresleiſtungen zu berechnen. 

§ 16a 


Bei Hypotheken und Grundſchulden, die Bauſparkaſſen zuſtehen, dürfen die jährlichen Geſamt⸗ 
leiſtungen des Schuldners an Zinſen, Tilgungsbeträgen und Verwaltungskoſten für erſtwertige Hypo- 
theken (Grundſchulden) 43/4 Y, für zweitwertige Hypotheken (Grundſchulden) 3 ½¼ % nicht überſteigen. 
Die Beſtimmung des 8 16 Abſ. 3 findet auf diefe Hypotheken und Grundſchulden keine Anwendung. 

8 17 
Beſtehende Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungen, nach denen die Forderung in beſonderen 


Fällen vorzeitig fällig wird, ſowie die Rechte des Gläubigers nach den §§ 1133 bis 1135 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs bleiben, unbeſchadet der Vorſchrift des § 18, unberührt. Eine Vereinbarung oder 
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Satzungsbeſtimmung, die vorſchreibt, daß die Hypothek vorzeitig fällig wird, wenn das Grundſtück den 
Eigentümer wechſelt, hat jedoch dann keine Wirkung, wenn das Eigentum an dem Grundſtück auf eine 
ſolche Perſon übertragen wird, die bei einem Erbhof nach § 20 der Erbhofverordnung vom 15. Mai 
1935 (G. Bl. S. 653) zum Anerben berufen ſein würde. Dieſe Ausnahme gilt auch für landwirt⸗ 
ſchaftliche Grundſtücke, die nicht Erbhöfe ſind. Der Gläubiger kann, auch wenn dies nicht vereinbart iſt, 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt vorzeitig kündigen, wenn der Schuldner mit 2 Raten der 
Zinſen, der Tilgungsbeträge und der Verwaltungskoſtenbeiträge, die für die Zeit nach dem 1. Oktober 
1933 geſchuldet werden, ganz oder teilweiſe im Verzuge iſt. 
Das Kündigungsrecht des Schuldners und des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks wird durch 
die Vorſchriften des Abſ. 1 nicht beſchränkt. 
$ 17a 
Während der Dauer des Entſchuldungsverfahrens werden Hypotheken aus dem Grunde mangelnder 
Zahlung von Zinſen, Tilgungsbeträgen oder Verwaltungskoſtenbeiträgen erſt dann fällig oder künd— 
bar, wenn der Schuldner mit 2 Raten im Rückſtande ift; hierbei bleiben Rückstände aus der Zeit vor 
dem 31. Auguſt 1935 außer Betracht. 
§ 18 
Nichtig iſt eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung getroffene Vereinbarung oder Satzungs— 
beſtimmung, nach der 
a) für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung auf dieſe verzichtet wird, 
b) für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung die Hauptforderung fällig oder vorzeitig 
kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurückzuzahlen iſt, 
c) die Hauptforderung fällig oder vorzeitig kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurückzuzahlen 
iſt, wenn eine Vereinbarung nach a) geſetzlich für nichtig erklärt werden ſollte. 
Eine Nichtigkeit nach Abſ. 1 berührt die Gültigkeit der übrigen Teile der Vereinbarung oder 
Satzung nicht. 
8 19 
Soweit die Zinſen nach $ 13 (8 32) herabgeſetzt find, erlöſchen hinſichtlich des Zinsanſpruchs die 
für die Forderung beſtellte Hypothek oder die Grundſchuld, die für die Forderung beſtehenden Pfand⸗ 
rechte, die Rechte aus einer Sicherungsübereignung oder aus einem der Sicherung der Forderung 
dienenden Eigentumsvorbehalt. Die Herabſetzung der Zinſen wirkt auch für einen Mitſchuldner oder 
Bürgen, ſoweit dieſer im Falle der Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen den Grund— 
ſtückseigentümer haben würde. 
War der Grundſtückseigentümer für eine Verbindlichkeit eine Wechſelverpflichtung eingegangen, ſo 
erſtreckt ſich die Herabſetzung der Zinſen auch auf ſeine Verpflichtung aus dem Wechſel. Die Anſprüche 
gegen die übrigen Wechſelverpflichteten bleiben unberührt. 


8 20 

Forderungen (Hypotheken, Grundſchulden), die von einem Danziger gemeinnützigen Inſtitut zum 
Zwecke der Um- oder Entſchuldung eines Betriebes gegeben find (Umſchuldungs-, Entſchuldungs⸗ oder 
Beſitzbefeſtigungsdarlehen), unterliegen der Anderung der Zins-, Verwaltungskoſten- und Zahlungs- 
bedingungen nach Maßgabe der SS 13 bis 19 nicht. 

Das gleiche gilt für Forderungen (Hypotheken, Grundſchulden), die von der Deutſchen Siedlungs- 
bank, Körperſchaft des öffentlichen Rechts, in Berlin für die in $ 1 Abſ. 2 genannten Siedlungs- 
vorhaben gegeben ſind. 

§ 21 

Bei Rentenſchulden ermäßigen ſich infolge Einleitung des Verfahrens die aus dem Grundſtück zu 
entrichtenden, wiederkehrenden Geldleiſtungen mit Wirkung vom 1. Oktober 1933 auf denjenigen Betrag, 
der bei erſtwertigen Rentenſchulden (§ 13 Abſ. 3) und aufgewerteten Rentenſchulden einer Verzinſung 
der Ablöſungsſumme mit 4 vom Hundert, bei anderen Rentenſchulden einer Verzinſung der Ablöſungs— 
ſumme mit 2½ vom Hundert entſpricht. 

8 22 

Bei Reallaſten kann das Amtsgericht Art und Umfang der aus dem Grundſtück zu entrichtenden, 
wiederkehrenden Leiſtungen für die Zeit vom 1. Oktober 1933 ab anderweitig feſtſetzen, ſoweit dies der 
Zweck der Entſchuldung erfordert. 

Dieſe Befugnis gilt bei Altenteils- (Leibzuhts-, Auszugs-, Leibgedings-, Ausgedings⸗) Rechten 
auch inſoweit, als dieſe ſich als beſchränkte, perſönliche Dienſtbarkeit oder Rentenſchulden darſtellen. Die 
anderweitige Feſtſetzung von Altenteilsrechten ſoll nur in der Weiſe erfolgen, daß eine den Verhältniſſen 
entſprechende Lebenshaltung der Altenteilsberechtigten gewährleiſtet bleibt. 
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8 23 
Für ſämtlich in den SS 13 bis 22 nicht beſonders behandelte Schulden („Schwimmſchulden“), die 
vor dem 1. Auguſt 1933 entſtanden und in dem Antrag auf Einleitung des Verfahrens bezeichnet 
oder rechtzeitig angemeldet find (SS 2, 11), einſchließlich der in der Zeit vom 1. Januar 1933 bis zum 
3. Oktober 1933 fällig gewordenen Hypotheken- (Grundſchuld-) Zinſen, tritt dem Gläubiger gegen- 
über mit Beendigung des Verfahrens an Stelle des Grundſtückseigentümers als neuer Schuldner die 
Staatliche Treuhandgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung in Danzig. Ausgenommen ſind diejenigen 
Schulden, die mit dem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betrieb und etwa 
vorhandenen land- oder forſtwirtſchaftlichen Nebenbetrieben nicht im wirtſchaftlichen Zuſammenhang 
ſtehen. Schulden, die für die perſönliche Lebensführung des Betriebsinhabers und feiner Haushaltsange- 
hörigen eingegangen ſind, ſind als Betriebsſchulden anzuſehen, ſoweit ſie nicht über den Rahmen einer 
angemeſſenen Lebenshaltung hinausgehen. Das Amtsgericht hat das von dem Eigentümer einzureichende 
Schuldenverzeichnis ſowie die Anmeldungen der Gläubiger zu prüfen und danach zu entſcheiden, ob 
eine Verbindlichkeit nicht als Betriebsſchuld anzuſehen iſt. Aufſchiebend bedingte Forderungen gelten 
als Schwimmſchulden im Sinne dieſer Beſtimmungen nur inſoweit, als die Bedingung bereits am 
1. Oktober 1933 eingetreten iſt. 


Dieſe Beſtimmungen finden auf Grundſchulden, die nicht als dauernde Kapitalanlage ($ 13 
Abſ. 2) anzuſehen find, mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß für den Gläubiger an Stelle 
des Anſpruches auf Zahlung aus dem Grundſtücke eine perſönliche Forderung gegen die Staatliche 
Treuhandgeſellſchaft in gleicher Höhe tritt. Ebenſo können Hypotheken behandelt werden, wenn glaub⸗ 
haft gemacht wird, daß die Hypothek für einen bankmäßigen, laufenden Perſonalkredit beſtellt worden iſt. 

Iſt ein von dem Grundſtückseigentümer als Käufer oder Beſteller geſchloſſener Kauf- oder Werk⸗ 
vertrag von dem Vertragsgegner noch nicht erfüllt, ſo iſt der Vertragsgegner berechtigt, binnen eines 
Monats nach Einleitung des Verfahrens vom Vertrage zurückzutreten. 


Die Aufrechnung ſeitens eines Schwimmſchuldengläubigers (Abſ. 1) wird für die Dauer des Ver— 
fahrens nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die aufzurechnenden Forderungen oder eine von ihnen noch 
betagt oder bedingt ſind. 


8 24 
Die Anſprüche 

1. aus der Lieferung von Düngemitteln ſowie von Saatgut auf Grund der Verordnungen 
vom 1. April 1932, vom 5. April 1932, vom 24. Juni 1932 und vom 28. Februar 1933 
(G. Bl. 1932 S. 193, 195, 401 und G. Bl. 1933 S. 97) (Saatbeſtellungskredite), ſoweit 
die Lieferung für die Wirtſchaftsjahre 1932 und 1933 erfolgt iſt, 

2. aus Krediten, die zur Finanzierung der Rübenbearbeitung 1933 von den Vereinigten Zuder- 
fabriken G.m.b. H. gewährt find (Rübenbearbeitungsvorſchüſſe), 

3. aus Vorſchüſſen, die auf den Kaufpreis von Erzeugniſſen der Ernte 1933 in der Zeit vom 
1. Mai 1933 bis zum 31. Juli 1933 gegeben ſind, 

4. aus Darlehen, Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen, die für Grundſtücke unter Siche⸗ 
rungsverwaltung mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes bis zum 30. September 1933 
gewährt worden ſind, 

5. aus Zwangsverwaltungsvorſchüſſen für die in Sicherungsverwaltung überführten Grundſtücke, 

6. aus Zwangsverwaltungsvorſchüſſen bei Zwangsverwaltungen, die bei Inkrafttreten dieſer 
Verordnung noch laufen und auf Grund dieſer Verordnung aufgehoben werden, 

7. aus der Zahlung von Feuerverſicherungsprämien, die Hypothekengläubiger in der Zeit vom 
1. Januar 1933 bis zum 30. September 1933 zur Aufrechterhaltung des Feuerſchutzes ge— 
leiſtet haben, 

8. aus dem Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis der zur Bewirtſchaftung des Grundſtücks oder zum 
Betrieb eines mit dem Grundſtück verbundenen land- oder forſtwirtſchaftlichen Nebengewerbes 
im Jahresvertrag angenommenen Arbeiter, Wirtſchafts- und Forſtbeamten auf Barlohn, 
Koſtgeld und andere Barbezüge, jedoch nur bis zur Höhe von 12 Monatsbeträgen, 

9. aus Leiſtungen von Handwerkern, jedoch nur bis zum Höchſtbetrag von 500 Gulden 

werden von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft bis zum 31. Dezember 1933 durch Barzahlung getilgt. 


Sind Forderungen der in Abſ. 1 Stelle 1 bis 4 bezeichneten Art aus Erträgen der Ernte 1933 
ſeitens des Grundſtückseigentümers in der Zeit bis 15. November 1933 getilgt, ſo wird der zur 
Tilgung aufgewandte Betrag von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft bis zum 31. Dezember 1933 
dem Grundſtückseigentümer bar erſtattet. Die Vorſchriften der $ 28, 29 finden auf die Tilgung 
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dieſes ſeitens der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft an den Grundſtückseigentümer gezahlten Betrags 
entſprechende Anwendung. 

Hat die Staatliche Treuhandgeſellſchaft G. m. b. H. in Danzig Forderungen der in Abſ. 1 und 2 
bezeichneten Art vorſchußweiſe bezahlt und wird ſpäter das Entſchuldungsverfahren aufgehoben, ohne 
daß ein Beſchluß nach § 34 ergeht, jo hat der Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft G. m. b. H. 
auf Rückzahlung der gezahlten Beträge den Rang des $ 10 Abſ. 1 Ziffer 1 3 G., ſofern die Zwangs⸗ 
verſteigerung innerhalb von 12 Monaten nach Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens beantragt wird. 


§ 25 

Die übrigen auf ſie übergegangenen Schwimmſchulden ($ 23) tilgt die Staatliche Treuhandgeſell— 
ſchaft in 24, jeweils am 1. Oktober und 1 April jeden Jahres fälligen Halbjahresraten. Die erſte 
Teilzahlung erfolgt an dem auf die Beendigung des Verfahrens folgenden Fälligkeitstermine, jedoch 
nicht vor dem 1. Oktober 1936. 

Sofern die Staatliche Treuhandgeſellſchaft bereits vor dieſem Termin Zahlungen geleiſtet hat, 
behält es dabei ſein Bewenden. Der Berechnung der einzelnen Halbjahresraten iſt die nach Abzug der 
geleiſteten Zahlungen verbleibende reſtliche Schwimmſchuld zugrunde zu legen. 

Eine Verzinſung dieſer Forderung findet nach dem 1. Oktober 1933 nicht ſtatt. Dem Amtsgericht 
ſteht die Entſcheidung darüber zu, ob und in welcher Höhe eine Zinsforderung für die Zeit vor dem 
1. Oktober 1933 den guten Sitten widerſpricht und daher unberückſichtigt zu bleiben hat. Das Amts- 
gericht iſt ferner berechtigt, Verzugszinſen in den Fällen, in denen ſie üblicherweiſe nicht verlangt werden, 
z. B. bei Handwerkerforderungen und Forderungen von Kleinlieferanten, im Verfahren unberückſichtigt 
zu laſſen. Die Entſcheidungsbefugnis des Amtsgerichts in den beiden vorgenannten Fällen gilt auch für 
die im § 24 aufgeführten Forderungen. 

3 S 25a 

Schuldverpflichtungen in ausländiſcher Währung, die auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft über- 
gehen, werden in Danziger Gulden umgerechnet. Als Umrechnungskurs gilt der Mittelkurs zwiſchen 
den am Umrechnungstage an der Danziger Börſe für telegraphiſche Auszahlung amtlich feſtgeſtellten 
Brief- und Geldkurſen. Stichtag für die Umrechnung iſt der Börſentag, der dem Tage vorangeht, an 
welchem der Übergang der Schuldverpflichtung auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft ſtattfindet. 


§ 26 

Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft kann die nach den 88 24, 25 von ihr zu zahlende Beträge 
einbehalten, 

a) wenn der Gläubiger im Verzuge der Annahme iſt, 

b) wenn ſie aus einem anderen, in der Perſon des Gläubigers liegenden Grunde ihre Ver— 
pflichtung nicht oder nicht mit Sicherheit erfüllen kann, 

c) wenn über die Perſon des Gläubigers begründete Zweifel beſtehen, 

d) wenn das Amtsgericht in dem das Verfahren beendigenden Beſchluß (§ 34) die Einbehaltung 

anordnet. 

Das Amtsgericht hat die Einbehaltung anzuordnen, wenn hinſichtlich der Berechtigung einer For⸗ 
derung begründete Zweifel beſtehen, insbeſondere, wenn der Eigentümer eine angemeldete Forderung 
beſtritten hat. 

Die Berechtigung der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft zur Einbehaltung unterliegt nicht der Nach⸗ 
prüfung im Prozeßwege. Die Klage auf Einwilligung in die Auszahlung des einbehaltenen Betrages 
iſt gegen die Staatliche Treuhandgeſellſchaft und gegen den früheren Schuldner zu richten. Wird der 
Klage ſtattgegeben, ſo iſt die Staatliche Treuhandgeſellſchaft zur Koſtenerſtattung nicht verpflichtet. 
Sie kann von dem früheren Schuldner Erſtattung der ihr erwachſenen Koſten verlangen. Der Anſpruch 
des Gläubigers erliſcht, ſofern er nicht vor Ablauf von 3 Jahren ſeit Übergang der Forderung auf die 
Staatliche Treuhandgeſellſchaft eine Auszahlungsbewilligung des Schuldners oder einen rechtskräftigen 
Titel vorlegt, aus welchem ſich ergibt, daß ihm die Forderung zuſteht. 


S 27 

Iſt für eine Forderung dem Gläubiger gegenüber an Stelle des Grundſtückseigentümers die 
Staatliche Treuhandgeſellſchaft getreten ($ 23 Abſ. 1), ſo erlöſchen die für die Forderung beſtehenden 
Sicherungshypotheken und Pfandrechte, die für die Forderung verpfändeten Eigentümergrundſchulden, 
die Rechte des Gläubigers aus einer Sicherungsübereignung oder Sicherungsabtretung oder aus einem 
der Sicherung ſeiner Forderungen dienenden Eigentumsvorbehalt; Mitſchuldner und Bürgen des Grund- 
ſtückeigentümers werden von ihrer Verbindlichkeit frei, ſofern ſie im Falle der Befriedigung des Gläu— 
bigers einen Erſatzanſpruch an den Grundſtückseigentümer haben würden. 
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Grundſchulden, an deren Stelle für den Gläubiger perjönlichee Forderungen gegen die Staat- 
liche Treuhandgeſellſchaft getreten find (§ 23 Abſ. 2), erlöſchen gleichfalls. Dieſe Grundſchulden ſowie 
Sicherungshypotheken und verpfändete Eigentümergrundſchulden bleiben beſtehen, ſoweit fie zur Sie- 
rung eines laufenden Kredites dienen und dieſer in der Zeit vom 1. Auguſt 1933 bis zum 31. Januar 
1934 in Anſpruch genommen worden iſt. Dieſer zunächſt beſtehenbleibende Teil der Grundſchulden, 
Sicherungshypotheken und verpfändeten Eigentümergrundſchulden erliſcht, ſobald der Kredit abge⸗ 
deckt iſt. 

§ 28 

Die Staatliche Treuhandgeſellſchaft erwirbt mit Beendigung des Verfahrens ($ 34) einen Anſpruch 
auf Befriedigung aus dem Grundſtück dahin, daß für den Geſamtbetrag der auf ſie übergegangenen 
Verbindlichkeiten eine Jahresleiſtung von 2 vom Hundert in vierteljährlichen, bis zum Dritten jeden 
Kalendervierteljahres fällig werdenden Nachtragsraten vom 1. Januar 1934 ab zu entrichten iſt. 
Von dieſer Jahresleiſtung wird 1 vom Hundert bis zum 31. Dezember 1934 als einmaliger Unkoſten— 
beitrag, von da ab als Tilgungsbetrag verwandt, und zwar mit der Maßgabe, daß die Zinſen, fo- 
weit ſie nicht zur Verzinſung der am Schluſſe jeden Kalenderjahres vorhandenen ungetilgten Reſtſchuld 
verbraucht werden, gleichfalls zur Tilgung verwandt werden. Die im Laufe eines Kalenderjahres ein- 
gezahlten Tilgungsbeträge ſind jeweils zum Schluſſe des Kalenderjahres auf das Kapital zu verrechnen. 
Dasſelbe gilt für die im Laufe eines Kalenderjahres erfolgten außerplanmäßigen Teilrückzahlungen. 
In den Fällen des $ 1 Abſ. 2 treten anſtelle des 1. Januar 1934 der 1. Januar 1938, anſtelle 
des 31. Dezember 1934 der 31. Dezember 1938. 

Der Grundſtückseigentümer iſt verpflichtet, die auf dem Grundſtück befindlichen Gebäude ſowie 
das Inventar und die Beſtände angemeſſen gegen Brandſchaden zu verſichern. Kommt er dieſer Ver— 
pflichtung nicht nach, oder gerät er mit 2 Vierteljahresraten der Jahresleiſtung ganz oder teilweiſe 
in Verzug, ſo wird der geſamte Reſt fällig. 

Das Recht der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grundſtück (Abi. 1) 
hat den Rang hinter den bei Beendigung des Verfahrens beſtehenbleibenden Rechten. Es bedarf zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. 
Die Eintragung hat jedoch zu erfolgen, ſofern ſie von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft oder dem 
Grundſtückseigentümer beantragt wird, oder ſofern das Amtsgericht darum erſucht. 


§ 29 

Für den Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grundſtück 
($ 28) haften der Kreiskommunalverband, in dem das Grundſtück liegt, ſowie die Freie Stadt Danzig 
als Selbſtſchuldner. 

$ 30 

Der in den SS 23 bis 29 geregelte Übergang der Schwimmſchulden auf die Staatliche Treu- 
handgeſellſchaft findet nicht ſtatt, ſoweit der Gläubiger innerhalb der Anmeldungsfriſt ($ 11) Wider- 
ſpruch erhoben hat. Die Anſprüche dieſer Gläubiger werden in Tilgungsforderungen umgewandelt. Sie 
ſind mit 1 vom Hundert in vierteljährlichen, bis zum 3. Werktage jedes Kalendervierteljahres fällig 
werdenden Vorausraten zu verzinſen und zu den gleichen Fälligkeitsterminen mit weiteren 1 vom 
Hundert zuzüglich der jeweilig erſparten Zinſen zu tilgen. Das Amtsgericht kann den Zinsſatz auf 
% vom Hundert herabſetzen, ſofern dies erforderlich erſcheint um eine Überſchreitung der Zinsfähigkeit 
des Betriebes zu vermeiden. Ift der Schuldner mit zwei Zins- oder Tilgungsraten ganz oder teilweiſe 
in Verzug, ſo wird der geſamte Reſtbetrag fällig. 

Nicht durch ein Recht am Grundſtück geſicherte Forderungen ſind durch Eintragung einer Hypothek 
an bereiteſter Stelle zu ſichern. Die Hypothek hat den Rang hinter dem Recht der Staatlichen Treu— 
handgeſellſchaft auf Befriedigung aus dem Grundſtück (§ 28 Abi. 1). 

§ 31 

Forderungen, die nicht aus dem Grundbuch erſichtlich und weder in dem Antrage auf Einleitung 
des Verfahrens ($ 2) angegeben ſind, noch von dem Gläubiger rechtzeitig angemeldet find (8 11), 
werden wie die in § 30 geregelten Forderungen behandelt. 

8 32 

Iſt durch die in den 8s 13 bis 31 vorgeſehene Regelung eine berſchreitung der Ertragsfähig⸗ 
keit des Grundſtücks nicht zu vermeiden, ſo kann das Amtsgericht eine weitere Laſtenſenkung anordnen, 
ſofern die perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Grundſtückseigentümers eine derartige 
Maßnahme angemeſſen erſcheinen laſſen. 
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Die weitere Laſtenſenkung erfolgt in der Weile, daß 

1. zunächſt die an die Staatliche Treuhandgeſellſchaft oder an die Gläubiger der Schwimm⸗ 
ſchulden ſowie der ihnen gleich zu behandelnden Schulden zu entrichtenden Zinſen (SS 28 
Abi. 1, 30 Abſ. 1, 31) auf Ya vom Hundert, 

2. ſodann der Zinsſatz zweitwertiger Hypotheken und Grundſchulden (§ 13) auf 2 vom Hundert 
und die wiederkehrenden Leiſtungen zweitwertiger Rentenſchulden auf den Betrag, der einer 
Verzinſung der Ablöſungsſumme mit 2 vom Hundert entſpricht, 

3. äußerſtenfalls die Wertgrenze für die Beſtimmung der erſtwertigen Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden (88 13 Abſ. 3, 21) bis auf 30 vom Hundert des der Grund— 
wertſteuerveranlagung zu Grunde zu legenden Grundſtückswerts 


herabgeſetzt werden. 


8 33 

Sit auch durch Anordnung der weiteren Laſtenſenkung ($ 32) das Ziel der Entſchuldung nicht zu 
erreichen, ſo kann das Amtsgericht das Verfahren zwecks Anbahnung außergerichtlicher Verhandlungen 
über eine weitergehende Entſchuldung ausſetzen. In dem die Ausſetzung anordnenden Beſchluß iſt 
anzugeben, ob die außergerichtlichen Verhandlungen mit ſämtlichen Gläubigern oder nur mit einem 
näher zu beſtimmenden Teil derſelben zu führen ſind. Durch die Ausſetzung werden die mit der Ein- 
leitung des Verfahrens verbundenen Schutzmaßnahmen zu Gunſten des Grundſtückseigentümers (88 4, 
12) nicht berührt. 

Der außergerichtliche Vergleich zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und deſſen Gläubigern oder 
einzelnen ſeiner Gläubiger über eine über die Vorſchriften dieſer Verordnung hinausgehende Schulden⸗ 
regelung bedarf der ſchriftlichen Form; er kann zu Protokoll des Amtsrichters oder der Geihäfts- 
ſtelle des Amtsgerichts erklärt werden. Das Amtsgericht kann die öffentliche Beglaubigung der Unter- 
ſchriften der Beteiligten oder die Verlautbarung zu Protokoll des Amtsrichters oder der Geſchäftsſtelle 
anordnen. 

Das Amtsgericht hat den Gang der außergerichtlichen Vergleichsverhandlungen zu überwachen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich mit ſämtlichen an ihnen beteiligten Gläubigern 
(Abs. 1 Satz 2) geführt, jo hat das Amtsgericht die Ausſetzung des Verfahrens zu widerrufen; die 
außergerichtliche Schuldenregelung tritt damit an Stelle der in dieſer Verordnung vorgeſehenen Ent— 
ſchuldungsmaßnahmen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich nur mit einem Teil der an ihnen beteiligten Gläu- 
biger geführt, ſo kann das Amtsgericht hinſichtlich der übrigen an ihnen beteiligten Gläubiger anordnen, 
daß 

a) die Wertgrenze für die Beſtimmung der erſtwertigen Hypotheken, Grundſchulden und Renten- 
ſchulden ($$ 13 Abſ. 3, 21) auf 30 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerveran— 
lagung zu Grunde zu legenden Grundſtückswerts herabgeſetzt, 

b) der Zinsſatz der Hypotheken und Grundſchulden (S 13) auf 3 % bei erſtwertigen, auf 1½ % 
bei zweitwertigen Hypotheken und Grundſchulden herabgeſetzt wird und daß 

e) Schwimmſchulden vom Übergang auf die Staatliche Treuhandgeſellſchaft ausgeſchloſſen und 
nach Maßgabe des 8 30 dieſer Verordnung bei einer Verzinſung von 1 vom Hundert zu 
tilgen ſind. , 

Gleichzeitig ijt die Ausſetzung des Verfahrens zu widerrufen. Für die Gläubiger, mit denen die 
außergerichtliche Schuldenregelung zuſtande gekommen iſt, tritt damit dieſe an Stelle der in dieſer 
Verordnung vorgeſehenen Entſchuldungsmaßnahmen. 

Haben die Verhandlungen zu einem Vergleich überhaupt nicht oder nur in derartig geringem 
Umfange geführt, daß auch durch eine Anordnung nach Maßgabe des Abſ. 5 das Ziel der Entſchuldung 
nicht erreicht wird, ſo hat das Amtsgericht die Ausſetzung des Verfahrens gleichfalls zu widerrufen und 
anzuordnen, daß die Einleitung des Verfahrens als nicht erfolgt gilt. Das Gleiche gilt, wenn der 
Grundſtückseigentümer das Ergebnis binnen einer vom Amtsgericht beſtimmten Friſt nicht oder nicht 
in der durch das Gericht angeordneten Form nachweiſt. 


8 33 a 
Soweit eine außergerichtliche Schuldenregelung an Stelle der in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Entſchuldungsmaßnahmen getreten ift (§ 33 Abſ. 4 und 6), finden auf die Befriedigung der Staat⸗ 
lichen Treuhandgeſellſchaft die Vorſchriften der 88 28, 29, 32 Abſ. 2 Stelle 1 entſprechend Anwendung. 


571 


8 33 b 

Überjteigt der Betrag der vor dem 1. Auguſt 1933 entſtandenen in dem Antrag auf Einleitung des 
Verfahrens bezeichneten oder rechtzeitig angemeldeten Schwimmſchulden ($ 23 Abſ. 1 und 2) die 
Grenzen von 15 vom Hundert des der Grundvermögensſteuerveranlagung zu Grunde zu legenden 
Grundſtückswertes, jo ift der Grundſtückseigentümer verpflichtet, einer vom Siedlungsamt zu beſtim⸗ 
menden Stelle (Siedlungsunternehmer) eine ſpäter auszuwählende Landfläche bis zum Werte des die 
vorgenannte Grenze überſteigenden Betrages der Schwimmſchulden zur Verfügung zu ſtellen. 

Von der Landhergabe kann abgeſehen werden, insbeſondere, wenn zu dem zu entſchuldenden 
Grundſtücke keine zur Beſiedlung geeigneten Landflächen gehören oder wenn die Landabgabe die 
erfolgreiche Bewirtſchaftung des Reſtgrundſtücks unmöglich machen würde. 


§ 33c 

Auf Grund dieſer Verpflichtung zur Landabgabe (33b) iſt auf Erſuchen des Amtsgerichts die 
Landfläche, welche das Amtsgericht ſpäteſtens innerhalb zehn Jahren nach Beendigung des Ent- 
ſchuldungsverfahrens auszuwählen hat, von dem Grundſtück abzuſchreiben und auf ein beſonderes 
Grundbuchblatt zu übertragen; ferner iſt das Siedlungsunternehmer als Eigentümer dieſes neugebil- 
deten Grundſtücks im Grundbuche einzutragen. 

Das Amtsgericht ſoll ein ſolches Erſuchen an das Grundbuchamt nur im Einvernehmen mit dem 
Siedlungsamt richten. Das Amtsgericht ſetzt nach Anhörung eines oder mehrerer Sachverſtändiger im 
Einvernehmen mit dem Senat der Freien Stadt Danzig den Gegenwert der abzugebenden Landfläche 
feſt. Der Gegenwert wird auf die Schulden des Grundſtückseigentümers nach einem vom Amtsgericht 
aufzuſtellenden Plan in Anrechnung gebracht. 

§ 33 d 

Das Amtsgericht kann die Hypotheken, Grund- und Rentenſchulden ſowie Reallaſten auf das Reſt— 
grundſtück und die an den Siedlungsunternehmer abzugebende Landfläche verteilen, ſodaß jedes Grund- 
ſtück nur für den zugeteilten Betrag haftet. Die Verteilung iſt auf Erſuchen des Amtsgerichts im Grund— 
buche einzutragen. 

Eine Verteilung von Altenteilsrechten findet nicht ſtatt, wenn die Intereſſen der Berechtigten durch 
die Verteilung beeinträchtigt werden. In dieſem Falle wird die abzugebende Landfläche mit der Auf- 
laſſung an den Siedlungsunternehmer von der Haftung für das Altenteil frei. 

Die Gläubiger der zu verteilenden Rechte ſind zu hören, ſie können jedoch der Verteilung nicht 
widerſprechen. Die Verteilung foll nach Maßgabe der vom Staate feſtgeſetzten Steuerwerte für land- 
wirtſchaftliche Betriebe und Grundſtücke erfolgen. Sind dieſe nicht anwendbar, ſo iſt ein anderer 
geeigneter Maßſtab der Verteilung zu Grunde zu legen. Erforderlichenfalls ift der Wert des Reſt— 
grundſtücks und des abzugebenden Grundſtücksteils durch eine beſondere Schätzung zu ermitteln. 

Der Siedlungsunternehmer haftet von dem Eigentumsübergang an für die unterverteilten Laſten 
des von ihm erworbenen Grundſtücksteiles. Hauptſchuldner, Mitſchuldner und Bürgen werden inſoweit 
frei. 

Soweit der Gegenwert für die abzugebende Landfläche durch Verteilung der dinglichen Laſten 
nach Abſ. 1 nicht belegt wird, it er auf den Rückgriffsanſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft 
(§ 28) anzurechnen. Der Rückgriffsanſpruch iſt entſprechend zu verteilen. 


§ 33 e 

Wird der Gegenwert ohne Verteilung der dinglichen Laſten ausſchließlich auf den Rückgriffsanſpruch 
der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft in Anrechnung gebracht, ſo wird mit der Übertragung der abzu— 
gebenden Landfläche an den Siedlungsunternehmer die Landfläche von der Haftung für die auf dem 
abzugebenden Grundſtück laſtenden dinglichen Rechte, ſoweit dieſelben auf Geld- oder Sachleiſtungen 
gerichtet ſind, frei. 

Wird in dieſem Falle bis zum 1. Januar 1959 die Zwangsverſteigerung des dem Grundſtücks— 
eigentümer nach der Landabgabe verbleibenden Reſtgrundſtücks angeordnet und reicht der zu verteilende 
Erlös zur Befriedigung der dem Anſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft ($ 28 Abſ. 1) vor- 
gehenden Berechtigten nicht aus, ſo iſt die Staatliche Treuhandgeſellſchaft verpflichtet, den Fehlbetrag 
bis zur Höhe des für die Landabgabe angerechneten Wertes (§ 33 c) zur Teilungsmaſſe bar zuzu- 
ſchießen. 

8 33 

Dem Gläubiger der an dem Grundſtück beſtehenden dinglichen Rechte ſteht aus Anlaß der Land— 

abgabe und der mit ihr verbundenen gerichtlichen Anordnungen ein Kündigungsrecht nicht zu. 


572 


8 33 g 

Gerichtliche Verhandlungen und Geſchäfte ſind von Gerichtskoſten und Urkundenſteuern befreit, 
wenn ihre Beurkundung und Ausführung deswegen erfolgt, weil der Grundſtückseigentümer auf Ver— 
anlaſſung der Entſchuldungsſtelle Hypotheken, Grundſchulden oder andere Forderungen an die Staat- 
liche Treuhandgeſellſchaft zum Zwecke einer vorzeitigen Tilgung ſeiner Schwimmſchulden und der auf 
ſeinem Grundſtück eingetragenen dinglichen Rechte abtritt, oder im Rahmen der Entſchuldung die 
Löſchung von dinglichen Rechten, insbeſondere Löſchungsvormerkungen, bewilligt. 

Der Nachweis, daß die Vorausſetzungen des Abſ. 1 vorliegen, wird auf Erfordern der Grund— 
buchämter durch eine von der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft m. b. H. auszuſtellenden Beſcheinigung 
geführt. 

8 34 

Das Ergebnis der nach Maßgabe der §8 12 bis 33 erfolgten Entſchuldung hat das Amtsgericht 
durch beſonderen Beſchluß feſtzuſtellen. Der Beſchluß hat eine Aufſtellung ſämtlicher aus dem Grund— 
buch erſichtlichen oder angemeldeten Anſprüche zu enthalten und hinſichtlich jedes derſelben die infolge 
des Verfahrens oder einer rechtzeitig nachgewieſenen außergerichtlichen Schuldenregelung eingetretenen 
Rechtsänderungen nachzuweiſen. Beſteht eine Verpflichtung zur Landabgabe, ſo iſt in dem Beſchluß 
der Betrag ($ 33 b) zu bezeichnen, bis zu welchem Land abzugeben ilt. 

Gleichzeitig iſt das Entſchuldungsverfahren ſowie eine etwa noch anhängige Zwangsverwaltung 
aufzuheben. 

Der Beſchluß iſt dem Grundſtückseigentümer ſowie der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft, ſofern 
Schulden auf diefe übergegangen find (§ 23), ſowie auszugsweiſe ſämtlichen Gläubigern angemeldeter 
Forderungen zuzuſtellen. Er tritt mit der Zuſtellung an den Grundſtückseigentümer in Kraft. 


§ 35 
Die Aufhebung des Verfahrens iſt öffentlich bekannt zu machen. 


§ 36 

Beglaubigte Abſchrift des Entſchuldungsbeſchluſſes (§ 34 Abſ. 1) ift dem Grundbuchamt mit dem 
Erſuchen um Eintragung eines Vermerks über die erfolgte Entſchuldung ſowie um Vornahme der 
nach $ 13 Abi. 2, $ 27, § 30 Abſ. 2, $ 31 erforderlichen Löſchungen und Eintragungen zu über- 
ſenden. 

Iſt der Vermerk über die erfolgte Entſchuldung im Grundbuch einzutragen, ſo bedürfen die bei den 
eingetragenen Rechten nach dem Entſchuldungsbeſchluß erfolgten Rechtsänderungen zu ihrer Wirt- 
ſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuches der Eintragung nicht. Die Eintragung 
hat jedoch zu erfolgen, ſofern ſie von dem Gläubiger oder dem Grundſtückseigentümer beantragt wird. 
Das gleiche gilt in den Fällen der § 13 a und 16 für die hinſichtlich eines nicht entſchuldeten Grund- 
ſtücks in dem betreffenden Verfahren erfolgten Rechtsänderungen, ſofern der Vermerk über die er— 
folgte Entſchuldung im Grundbuch des entſchuldeten mithaftenden Grundſtücks eingetragen iſt. 


S 37 
Den für die Bearbeitung der Entſchuldungsſachen zuſtändigen Amtsrichter beſtimmt der Senat. 
Die Beſtimmung iſt widerruflich. 
8 38 


1. die Ablehnung eines Antrages auf Einleitung des Entſchuldungsverfahrens (SS 5, 6), 

2. die Entſcheidung über die Aufhebung anhängiger Zwangsverwaltungen (§ 12 Abſ. 1), 

3. die Feſtſtellung, ob eine Grundſchuld als Kapitalsanlage anzuſehen oder ob eine Eigentümer— 
grundſchuld erloſchen ift, jowie für die Feſtſetzung der Wertgrenze (§ 13 Abſ. 2, 3), 

die Entſcheidung über die anderweitige Feſtſetzung von Art und Umfang eingetragener 
Reallaſten und Altenteilsrechte ($ 22), 

die Ausſcheidung betriebsfremder Schulden (§ 23 Abſ. 1), 

. die Entſcheidung über eine weitere Laſtenſenkung (§ 32), 

die nach SS 33, 33 b, 33 c und 33 d zu treffenden Entſcheidungen, 

die Entſcheidung über die Erteilung der Genehmigung zur Veräußerung oder Belaſtung ent- 
ſchuldeter Grundſtücke (§ 42), 

9. die Aufhebung des Entſchuldungsverfahrens (§ 7a). 
tritt an die Stelle des Amtsrichters der bei dem Amtsgericht zu errichtende Entſchuldungsausſchuß. 


S 


o Nn oa 
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Der Entſchuldungsausſchuß beſteht aus dem Amtsrichter, Vertretern der Bauernſchaft, der Gläu⸗ 
biger und der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft. Die Vertreter der Bauernſchaft ernennt der Landes— 
bauernführer. Die Vertreter der Gläubiger und der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft ernennt der Senat. 
Die Zahl der Ausſchußmitglieder iſt ſo zu bemeſſen, daß den Vertretern der Bauernſchaft einerſeits 
eine gleiche Anzahl von Vertretern der Gläubiger und der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft anderer- 
ſeits gegenüberſteht. 

Der Entſchuldungsausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Amtsrichter drei ſeiner Mitglieder 
anweſend ſind. Bei Abſtimmung entſcheidet einfache Mehrheit, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Amtsrichters den Ausſchlag. 

§ 39 

Eine Anfechtung der Entſcheidungen des Amtsrichters oder des Entſchuldungsausſchuſſes findet 
nicht ſtatt. Der Entſchuldungsausſchuß kann die Wiederaufnahme eines durch Ablehnung des Ent— 
ſchuldungsantrages oder durch Aufhebung (§ 7a) geſchloſſenen Verfahrens anordnen, ſofern die Gründe, 
die zur Ablehnung oder Aufhebung geführt haben, nachträglich beſeitigt ſind. Der Beſchluß auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens kann nur einſtimmig gefaßt werden. 


8 40 
Die Zuſtellungen erfolgen nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 


§ 41 
Der Senat kann, jedoch nicht vor dem 1. Januar 1940 nach Anhörung der Bauernkammer, eine 
Erhöhung des Tilgungsſatzes für zweitwertige Hypotheken und Grundſchulden (88 13, 32) ſowie für 
den Rückgriffsanſpruch der Staatlichen Treuhandgeſellſchaft ($ 28 Abi. 1) bis auf 2 vom Hundert 
allgemein anordnen, ſofern ſich die Lage der Landwirtſchaft dergeſtalt gebeſſert hat, daß ſie dieſe Er⸗ 
höhung der Belaſtung rechtfertigt. 
§ 42 
Die rechtsgeſchäftliche oder zwangsweiſe Veräußerung oder Belaſtung der zum Betriebe ge— 
hörenden Grundſtücke ſowie der auf dem Grundſtücke in Zukunft durch Tilgung entſtehenden Eigentümer— 
grundſchulden iſt nach Aufhebung des Verfahrens nur mit Genehmigung des Amtsgerichts zuläſſig. 
Das Amtsgericht kann die Genehmigung von der Erfüllung von Auflagen abhängig machen. 
Einer Genehmigung bedarf es nicht, ſofern wegen der im § 20 bezeichneten Forderungen die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betrieben wird. 


§ 43 


Wer unter Ausnutzung der Vorſchriften dieſer Verordnung einen Vorteil erſchleicht, um ſich 
oder einen anderen zu bereichern, wird mit Zuchthaus oder mit Gefängnis beſtraft. 


8 44 


Wer, abgeſehen von den Fällen des § 43, als Gläubiger oder Grundſtückseigentümer gegenüber 
dem Amtsgericht vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben tatſächlicher Art über den Be— 
ſtand oder die Höhe von Forderungen ſowie über ſonſtige wirtſchaftliche Verhältniſſe des zu entihul- 
denden Betriebs, über ſein Einkommen oder über ſein Vermögen macht, wird mit Gefängnis und mit 
Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

Fällt dem Täter nur Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo iſt auf Geldſtrafe zu erkennen. 


§ 45 
Nachfolgende geſetzliche Beſtimmungen treten außer Kraft: 

1. Die Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte 
vom 4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907), 18. März 1932 (G. Bl. S. 145), 31. März 1932 
(G. Bl. S. 191), 1. März 1933 (G. Bl. S. 97) und 17. Juni 1933 (G. Bl. S. 268) mit 
der Maßgabe, daß die anhängigen Sicherungsverwaltungen, ſoweit fie nicht bereits infolge 
Einleitung des Entſchuldungsverfahrens als aufgehoben gelten ($ 12 Abſ. 2), mit dem 15. De⸗ 
zember 1933 ablaufen. 

Die für die Sicherungsverwaltung mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes zur Auf- 
rechterhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährten Darlehen, Sachlieferungen und 
gewerblichen Leiſtungen ſowie Darlehen, die zur Beſtreitung laufender, auf dem Grundſtück 
ruhender öffentlicher Laſten gewährt worden ſind, behalten ihren Rang, ſofern der Gläubiger 
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die Zwangsverſteigerung bis zum 30. September 1934 beantragt. Bei Grundftüden, für die 
das Entſchuldungsverfahren eingeleitet, aber nicht durch Erlaß eines Beſchluſſes gemäß § 34 
abgeſchloſſen iſt, wird der Rang auch dann gewahrt, wenn der Antrag auf Einleitung des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens binnen 3 Monaten nach Beendigung des Entſchuldungsver— 
fahrens geſtellt wird. Dieſe Beſtimmungen gelten auch für Anſprüche der Gläubiger aus 
Zwangsverwaltungen, die in Sicherungsverwaltungen übergeleitet waren. 

2. Artikel II der vierten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollſtreckung 
vom 10. März 1933 (G. Bl. S. 113), die vierte Durchführungsverordnung vom 10. März 
1933 (G. Bl. S. 114), die Verordnungen über landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz som 
30. Juni 1933 (G. Bl. S. 285), 6. Juni 1933 (G. Bl. S. 295) und vom 29. Auguſt 1933 
(G. Bl. S. 401) mit der Maßgabe, daß der in dieſen Verordnungen vorgeſehene Boll: 
ſtreckungsſchutz mit Ablauf des 15. November 1933 außer Kraft tritt; Vollſtreckungsmaß— 
nahmen gegen Pächter landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher oder gärtneriſcher Betriebe ſind 
jedoch auch nach dieſem Zeitpunkt bis zum 31. Auguſt 1935 nur mit Genehmigung des 
Pachteinigungsamtes ($ 49) zuläſſig; 

3. Die Verordnung betr. das Vermittelungsverfahren zur Schuldenregelung landwirtſchaftlicher 
Betriebe vom 11. November 1932 (G. Bl. S. 741, 830) mit der Maßgabe, daß die an— 
hängigen Vermittlungsverfahren als aufgehoben gelten; für dieſe Verfahren werden Gerichts— 
koſten, ſoweit ſie nicht bereits durch Vorſchüſſe gedeckt ſind, nicht erhoben. 

Das Geſetz über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken vom 26. Juni 1931 
(G. Bl. S. 575) findet hinſichtlich der in dieſer Verordnung behandelten Grundſtücke keine Anwendung. 
Soweit bei Ausgleichshypotheken der Schuldner gemäß $ 11 des Ausgleichsgeſetzes vom 28. Sep- 
tember 1926 (G. Bl. S. 285) die Anwendung ausländiſchen Rechts verlangt hat, kann die Rückzahlung 
einer Forderung (Hypothek) nicht zu einem früheren Zeitpunkt als dem 1. Oktober 1938 verlangt 
werden; der Schuldner hat jedoch ſolche Forderungen (Hypotheken) vom 1. Oktober 1936 ab in Höhe 
von ½ v. H. jährlich zu tilgen. 
II 
Pachtſchutz 
§ 46 
Sind Grundſtücke zum Zwecke landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung verpachtet oder verliehen, fo kann in den Fällen des § 47 von den Beteiligten das Vatt- 
einigungsamt angerufen werden. Den Pachtverträgen ſtehen alle ſonſtigen Vereinbarungen gleich, die 
die Übertragung des Genuſſes der Erzeugniſſe eines Grundſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. 


8 47 

Das Pachteinigungsamt kann unter Ausſchluß des Rechtsweges beſtimmen, 

1. daß Kündigungen unwirkſam werden; 

1a. daß gekündigte Verträge bis zur Dauer von 6 Jahren fortzuſetzen find; 

2. daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von 6 Jahren verlängert werden; 

3. daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden; 

4. daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr gerecht— 

fertigt ſind, anderweit feſtgeſetzt werden. 

In den Fällen zu 1, J a und 2 können die Leiſtungen anderweit feſtgeſetzt werden. 

Auf die nach den vorſtehenden Beſtimmungen den Vertragsteilen zuſtehenden Rechte kann nicht 
verzichtet werden. Eine Vereinbarung, nach der dem Vertragsteile bei Ausübung der Rechte beſondere 
Nachteile erwachſen ſollen, iſt unwirkſam. 

8 48 

Der Antrag, über die Wirkſamkeit der Kündigung zu entſcheiden, iſt binnen 2 Wochen nach 
Eingang der Kündigung zu ſtellen. Der Antrag, ein ohne Kündigung ablaufendes Pachtverhältnis zu 
verlängern, iſt ſpäteſtens 3 Monate vor Ablauf des Vertrages zu ſtellen. Können bei einem bei In— 
krafttreten dieſer Verordnung noch beſtehenden Pachtverhältnis dieſe Friſten nicht mehr gewahrt 
werden, ſo kann der Antrag noch innerhalb 2 Wochen nach Inkrafttreten dieſer Verordnung geſtellt 
werden. It das Pachtverhältnis zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung bereits beendet, hat 
der Pächter das Grundſtück jedoch noch nicht geräumt, ſo kann eine Verlängerung des Pachtverhält— 
niſſes auch mit rückwirkender Kraft angeordnet werden, wenn der Pächter innerhalb 2 Wochen nach y 
Inkrafttreten dieſer Verordnung einen Antrag auf Verlängerung ſtellt. 
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Bis zur Entſcheidung des Pachteinigungsamtes kann ein Anſpruch auf Räumung des Grundſtücks 
nicht vollſtreckt werden. 8 
§ 49 
Als Pachteinigungsamt entſcheidet der bei dem Amtsgericht Danzig gemäß Teil I S 38 Abi. 2 
gebildete Entſchuldungsausſchuß. Eine Anfechtung der Entſcheidung findet nicht ſtatt. 


§ 50 
Artikel IV der dritten Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
ſowie über Kündigungsſchutz für Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke vom 15. November 1932 
(G. Bl. 1932 S. 751) wird aufgehoben. Laufende Verfahren gehen auf das Pachteinigungsamt über. 


III 
Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter 


§ 51 
Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks kann an dem ihm gehörenden Inventar der 
Staatsbank zur Sicherung eines ihm gewährten Darlehns ein Pfandrecht ($ 1204 Abi. 1 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs) ohne Beſitzübertragung nach Maßgabe dieſes Geſetzes beſtellen. 


8 52 

Zur Beſtellung des Pfandrechts iſt die Einigung des Pächters und der Staatsbank der Freien 
Stadt Danzig darüber, daß der Staatsbank das Pfandrecht zuſtehen ſoll und die Niederlegung des 
Verpfändungsvertrags bei dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Sitz des Betriebes liegt, erforderlich. 

Der Verpfändungsvertrag bedarf der Schriftform. Er muß außer der Einigung über die Beſtellung 
des Pfandrechts den Geldbetrag der Forderung und, wenn die Forderung verzinslich iſt, den Zinsſatz, 
wenn andere Nebenleiſtungen zu entrichten jind, ihren Geldbetrag und die über die Fälligkeit der Yor- 
derung getroffenen Abreden ergeben. 

Die Staatsbank ſoll von der beabſichtigten Beſtellung des Pfandrechts den Verpächter benachrich— 
tigen. 

§ 53 

Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf das geſamte, dem Pächter zur Zeit der Niederlegung des Ver— 
pfändungsvertrages gehörende Inventar. Sollen einzelne Inventarſtücke von der Verpfändung aus- 
genommen werden, ſo müſſen ſie im Verpfändungsvertrag einzeln und unter Angabe ihrer kennzeich— 
nenden Merkmale bezeichnet werden. 

Das Pfandrecht erſtreckt ſich weiter auf Inventarſtücke, die der Pächter nach der Erſtehung des 
Pfandrechts erwirbt, ſobald er ſie in das Inventar einverleibt. Dies gilt nicht, wenn die Erſtreckung des 
Pfandrechts durch eine ſchriftliche Vereinbarung des Pächters und des Pfandgläubigers ausgeſchloſſen 
und die Vereinbarung bei dem im § 52 Abſ. 1 bezeichneten Gerichte niedergelegt worden ift. In der 
Vereinbarung muß das Inventarſtück unter Angabe ſeiner kennzeichnenden Merkmale bezeichnet werden. 

Soweit Inventarſtücke verſichert ſind, erſtreckt ſich das Pfandrecht auf die Forderung gegen den 
Verſicherer. Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn das verſicherte Inventar 
wiederhergeſtellt oder Erſatz dafür beſchafft iſt. 

8 54 f 

Gehört ein Inventarſtück nicht dem Pächter, ſo erwirbt die Staatsbank gleichwohl ein Pfandrecht, 
es ſei denn, daß ihr im Zeitpunkt der Niederlegung des Verpfändungsvertrages bekannt iſt oder 
infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß das Inventarſtück dem Pächter nicht gehört. 

Iſt ein Inventarſtück mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo findet die Vorſchrift des Abſ. 1 
mit der Maßgabe Anwendung, daß das Pfandrecht dem Rechte des Dritten vorgeht. Das Verhältnis 
des Pfandrechts der Staatsbank zu dem geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters beſtimmt ſich aus— 
ſchließlich nach § 61. 

Die Vorſchrift des § 935 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bleibt unberührt. 


8 55 
Erwirbt ein Dritter von dem Pächter ein mit dem Pfandrecht belaſtetes Inventarſtück oder ein 
Recht an einem ſolchen Inventarftüd, To kann er ſich, ſolange der Verpfändungsvertrag bei dem 
Amtsgerichte niedergelegt iſt, der Staatsbank gegenüber nicht darauf berufen, daß er in Anſehung des 
Pfandrechts im guten Glauben war. 
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Verfügt der Pächter über einzelne Inventarſtücke, ſo wird das Inventarſtück von der Haftung frei, 
wenn die Verfügung innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft geſchieht und das In— 
ventarſtück von dem Grundſtück entfernt wird, bevor der Pfandgläubiger ſein Pfandrecht gerichtlich 
geltend gemacht hat. 

§ 56 

Das Inventar haftet auch für die der Staatsbank zu erſetzenden Koſten der Kündigung und der 

Rechtsverfolgung ſowie für die Koſten der Verwertung des Pfandes. 


§ 57 
Rechte an dem Inventar, die durch eine Belaſtung des verpachteten Grundſtücks oder im Wege 
der Zwangsvollſtreckung erworben find, bleiben auch dann unberührt, wenn der Gläubiger hinſichtlich 
ſolcher Rechte im guten Glauben iſt. 
§ 58 
Wird das Recht des Pfandgläubigers beeinträchtigt, ſo finden auf ſeine Anſprüche, die für die 
Anſprüche aus dem Eigentume geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


$ 59 
Beabſichtigen der Verpächter oder die Staatsbank das Inventar zu verwerten, ſo ſollen ſie ſich 
unter dem Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung des Betriebs über die Art des Vorgehens verſtändigen. 


§ 60 

Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Inventar erfolgt durch Verkauf. Die Vorſchriften 
des § 1228 Abſ. 2 Satz 1 und der §§ 1229, 1230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende 
Anwendung. 

Der Verkauf kann nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf (§§ 1234 bis 1240 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs) oder, wenn der Pfandgläubiger für ſein Recht zum Verkauf einen vollſtreckbaren Titel 
erlangt hat, nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften erfolgen. Die 
Vorſchriften der 88 1241 bis 1249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 

Soll der Verkauf im Wege des Pfandverkaufs geſchehen, ſo kann der Pfandgläubiger nach dem 
Eintritt der Verkaufsberechtigung von dem Pächter die Herausgabe der zu verkaufenden Inventarſtücke 
verlangen. Aus dem Verpfändungsvertrage findet auf Grund einer von dem Amtsgericht, bei dem die 
Niederlegung erfolgt iſt, zu erteilenden vollſtreckbaren Ausfertigung, ohne daß Zuſtellung erforderlich 
iſt, die Zwangsvollſtreckung auf Herausgabe der verpfändeten Inventarſtücke ſtatt. 


§ 61 
Der Verpächter kann der Verwertung des Inventars nach Maßgabe des 8 60 nicht widerſprechen. 
Zu einer Verwertung, die nicht im Wege öffentlicher Verſteigerung geſchieht, bedarf die Staatsbank 
der Einwilligung des Verpächters. Die Staatsbank hat dem Verpächter auf ſein Verlangen, daß 
innerhalb einer Woche nachdem ihn die Staatsbank von der geſchehenen Verwertung benachrichtigt hat, 
ſchriftlich geſtellt werden muß, die Hälfte des Erlöſes zur Befriedigung oder zur Sicherſtellung für 
diejenigen, ihm gegen den Pächter zuſtehenden Forderungen zu überlaſſen, die durch das geſetzliche 
Pfandrecht geſichert find. Überfteigt der hier nach dem Verpächter zu überlaſſende Betrag die Höhe 
feiner Anſprüche, jo kann der Pächter oder ein Gläubiger des Pächters den Überſchuß nur in AMn- 
ſpruch nehmen, wenn die Staatsbank keinen Anſpruch darauf erhebt. 
Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung, wenn der Verpächter fein geſetzliches 
Pfandrecht geltend macht. 
8 62 
Die Vorſchriften des § 61 Abſ. 1 Satz 3, 4, Abſ. 2 finden auch Anwendung, wenn ein Dritter 
die Zwangsvollſtreckung in Inventarſtücke betreibt und die Staatsbank und der Verpächter gemäß dem 
§ 805 der Zivilprozeßordnung ihren Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe geltend 
machen. „ eE 
8 63 
Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, für die es beſtellt ijt. 
Zur Aufhebung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft genügt die Erklärung des Pfandgläubigers 
gegenüber dem Pächter, daß er das Pfandrecht aufgebe. 
Erliſcht das Pfandrecht, ſo iſt der Gläubiger auf Verlangen des Pächters verpflichtet, eine öffent⸗ 
lich beglaubigte Erklärung darüber auszuſtellen, daß das Pfandrecht erloſchen ift. Die Koſten der 
Erklärung hat der Pächter zu tragen und auf Verlangen vorzuſchießen. 


777 (577 


§ 64 

Der Verpfändungsvertrag kann ſowohl von dem Pächter wie von der Staatsbank niedergelegt 
werden. ; 
Das Amtsgericht hat den Zeitpunkt der Niederlegung des Verpfändungsvertrages nach Tag und 
Stunde auf dem Verpfändungsvertrag oder einem damit zu verbindenden Blatte an deutlich ſichtbarer 
Stelle zu vermerken. Überden Zeitpunkt der Niederlegung iſt dem, der den Vertrag niedergelegt hat, 
eine Beſcheinigung zu erteilen. 

Die Staatsbank hat alsbald nach der Niederlegung dem Verpächter eine Abſchrift des Ber- 
pfändungsvertrages unter Angabe des Zeitpunkts der Niederlegung mitzuteilen. 

Nach dem Erlöſchen des Pfandrechts iſt der Verpfändungsvertrag dem Pächter auf Antrag her⸗ 
auszugeben; zum Nachweis des Erlöſchens genügt die im § 63 Abſ. 3 bezeichnete Erklärung. 


§ 65 

Die Einſicht der bei dem Amtsgerichte niedergelegten Verpfändungsverträge iſt jedem geſtattet, der 
ein berechtigtes Intereſſe darlegt. Soweit die Einſicht geſtattet iſt, kann die Erteilung von Abſchriften 
verlangt werden. Die Abſchriften ſind auf Verlangen zu beglaubigen. 

Dem Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks iſt auf Antrag von dem Amtsgericht, in 
deſſen Bezirk der Sitz ſeines Betriebes liegt, zu beſcheinigen, daß bei dem Amtsgericht kein Ver⸗ 
pfändungsvertrag niedergelegt worden iſt. 

§ 66 

Rechte auf Grund einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgten Sicherungsübereignung 
werden durch § 54 Abſ. 1 nicht berührt, wenn ſie innerhalb von 2 Monaten ſeit dem Inkrafttreten 
dem nach $ 52 Abſ. 1 zuſtändigen Amtsgericht angemeldet find. i 


§ 67 
Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts treten mit Ablauf des 30. September 1945 außer Kraft. 


IV 
Schluß vorſchriften 
§ 68 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1933 in Kraft. 


§ 69 
Bei der Prüfung des Rechts auf Leiſtungen und bei der Berechnung deren Höhe durch die In⸗ 
validen- und Angeſtellten-Verſicherung find Beitragsrückſtände als geleiſtete Beiträge zu behandeln, 
wenn dieſe Rückſtände gemäß $ 23 Schwimmſchulden geworden ſind, und die Staatliche Treuhandgeſell— 
ſchaft m. b. H. in Danzig an die Stelle des bisherigen Schuldners getreten iſt. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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